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Von Professor Werner Sombart.
DaS Wort „Sozialismus " ist heute in jedermanns Munde.

Trotzdem steht sein Sinn keineswegs fest, jeder braucht das
Wort in einem anderen Verstände. So kommt es, daß so
sehr viel aneinander vorbeigeredet wird und mehr Mißver¬
ständnis und Unverständnis herrscht, als nötig wäre. Wenn
in dieser aufgeregten Zeit die Stimme der Vernunft auch ge¬
wiß nicht den Ton bestimmen kann, so würde doch vielleicht
manche Härte des Kampfes gemildert werden können, wenn
die Geister wenigstens hie und da sich „besinnen" wollten.
Und eine der heilsamsten Besinnungen besteht darin , daß
man sich Rechenschaft ablegt über das, was man denn eigent¬
lich erstrebt oder was man bekämpft. Leidenschaftlichwird
der „Sozialismus " erstrebt, leidenschaftlich wird er bekämpft:
ist es nicht heilsam, daß man da wenigstens ganz im großen
wisse, was „Sozialismus " sei?

Eine sehr verbreitete Meinung ist die: Sozialismus sei
dasselbe wie die moderne Arbeiterbewegung, sei deren geisti¬
ger Niederschlag. Das ist eine zu enge Auffassung, wenn
man ein allgemeines Urteil über das, was Sozialismus ist,
gewinnen will. Zweifell»s sind die Bestrebungen des Prole¬
tariats eng mit den Ideen des Sozialismus verbunden, aber
sie sind kein Sozialismus , vor allem nicht als solched. h.
die Bestrebungen einer einzelnen sozialen Klasse. Ob und
wieweit sie sozialistisches Gepräge tragen, vermag man erst
zu beurteilen, wenn man einen festen Begriff vom Sozia¬
lismus irgendwoher gewonnen hat.

Auch mit Demokratismus ist Sozialismus nicht gleich¬
zusetzen: keineswegs ist aller Demokratismus Sozialismus
und noch viel weniger ist Sozialismus als solcher auch schon
Demokratismus. Ebenso unberechtigt ist die Gleichsetzung
von Sozialismus und Miserabilismus : das Interesse am
Wohlergehen gerade der Aermsten und Elendesten kann aus
sozialistischem Geiste entspringen, kann aber auch aus einer
ganz anderen Welt stammen und braucht keineswegs sich
mit einem sozialistischen Glaubensbekenntnis zu verbinden.-

Die größte Verwirrung wird aber dadurch angerichlet,
daß man unter Sozialismus bestimmt äußere Organisations-
sormen, etwa Staats - oder Gemeindebetriebe versteht. Die
Form kann von so verschiedenem Inhalte erfüllt sein, daß
das Ganze auch bei derselben Form immer noch etwas an¬
deres bedeutet. Ebenso gut, wie eine „Fabrik" in ganz ver¬
schiedenen Wirtschaftssystemenäußerlich gleich sein und doch
etwas ganz Verschiedenes bedeuten ka.m, so auch ein Staats¬
betrieb. Immer kommt es, rvenn wir das Wesen einer so¬
ziale» Erscheinung erfassen wollen, auf den Geist an, der
sie beherrscht. Und so müssen wir auch, wenn wir den Be¬
griff Sozialismus richtig bestimmen wollen, in ihm einen
bestimmten sozialen Geist zu erkennen trachten.

Diesem Geiste des Sozialismus kommen wir, denke ich,
am ehesten auf die Spur , wenn wir ihn in seiner Gegen¬
sätzlichkeit zum kapitalistischen Geist zu verstehen versuchen;
denn daß Sozialismus Antikapitalismus sei, das dürfe von
niemand, der sich des Wortes bedient, bestritten werden.

Kapitalismus ist ein Wirtschaftssystem, das grundsätz¬
lich aus der natürlichen Macht der Individuen ausgebaut
ist, sei es, daß diese Macht sich im Einzelnen, sei es, daß
sie sich in Verbänden irgendwelcher Art verkörpert. Was
jedermann vermag, ist das Rechte. Nur an der äußer¬
sten Peripherie sind dem Verhalten des Einzelnen Schran¬
ken gezogen. Die Sitte gestattet jedermann zu tun,
wäs ihm beliebt. So bildet sich aus der freien Initiative
der Tauschenden die Marktgemeinschaft. Und hier gellen
keine anderen Regeln, als sie das ökonomische Interesse mit
sich bringt . Die Preise werden ' festgesetzt im Kampfe; die
so gebildeten Preise sind die „natürlichen" Preise und weil
sie die natürlichen sind, die erlaubten.

Im Zusammenwirken bei einem gemeinsamen Werk bil¬
det sich ebenso aus freiem Ermessen des Einzelnen die Arbeits¬
gemeinschaft zwischen Unternehmer und Arbeiter. Wiederum
werden die Bedingungen , unter denen die Einzelnen zusam-
menwirken, im freien Wettbewerbe festgesetzt und derjenige
Lohnbetrag gilt als der angemessene, der sich im Kampfe
aus dem Arbeitsmarkte herausbildet : wobei es grundsätzlich
keinen Unterschied macht, ob die Löhne zwischen den einzel¬
nen Unternehmern und den einzelnen Arbeitern oder zwischen
den Organisationen der beiden Gruppen vereinbart werden :
die Gewerkschaftsbewegungist ein echt kapitalistisches Gebilde.

Sozialismus in seiner innersten und allgemeinstenWesen¬
heit bedeutet nun gar nichts anderes als die Auflehnung
Allen dieses Machtprinzip, auf dem der Kapitalismus ruht,
m r" drmzip der Macht setzt er eiu anderes gegenüber : das
Prinzip der Gerechtigkeit. Nicht was jeder zu leisten vermag,
«u dasjenige, was einer dem Verhalten
Aller übergeordneten Norm entspricht. Es gibt nach dieser
Auffassung neben dem „natürlichen", im Kampfe der Jnte-
"uen sich bildenden Preise einen gerechten Preis , neben dem
> - ^ E?. " ohn einen gerechten Lohn. Die Gerechtigkeit,
das heißt die obsektive Vernunft, soll alle Verhältnisse gleich-
mäßig beherrschen. Das System also, dem der Sozialismus
die Fehde ansagt. rst im letzten Grunde das System des
Naturalismus . An Stelle triebhafter Gestaltung der Wirt¬
schaft will er dre vernunftsmäßige , „nationale "' Gestaltung

der Wirtschaft setzen. Das System des subjektiven Rationa¬
lismus , das der Kapitalismus schon entfaltet hat : wonach
die Welt soweit rationalisiert wird, will er ersetzen durch das
System des objektiven Rationalismus , dem gemäß die Wirt¬
schaft nach allgemeinen, „objektiv" gültigen Normen ge¬
staltet wird.

Aus dieser Grundanschauung des Sozialismus ergeben
sich nun ohne weiteres eine Reihe von praktischen Regeln für
den Aufbau des Wirtschaftslebens, an die man häufig allein
denkt, weun man von Sozialismus spricht, die man aber nur
richtig zu werten vermag, wenn man zuvor die sozialistische
Grundidee erkannt hat, und die nur dann als sozialistisch
gelten dürfen^ wenn sie aus dieser Grundidee folgen. Das
ist vor allem der Grundsatz des geregelten Wirtschaftslebens.
Denn offenbar, in iraend einer, wenn auch sehr verschieden
denkbaren Form muß der Gemeinschaftswille sich in dem
Wirtschaftsleben eines Volkes ausdrücken können, wenn dieses
den Anforderungen der Gerechtigkeit in allen seinen Teilen
genügen soll. Grundsätzlich frei schalten darf das Individuum
nicht, denn sonst entzieht sich ja sein Tun jeder Kontrolle.
Mag cs in seinem Verhallen auch bloß von bindenden Sitten¬
normen beherrscht sein: wenn diese den obersten Grundsätzen
sozialer Gerechtigkeit entsprechen, so genügt diese Form der
Bindung , da sie ja das natürlich-triebhafte Verhalten der
Einzelnen objektiv bestimmt, also regelt. Man kann auch
sagen : alle sozialistische Wirtschaft ist gebundene Wirtschaft
im Gegensatz zur kapitalistischen, die freie Wirtschaft ist.

Auch für das Verhalten des Einzelnen ergeben sich aus
der grundsätzlich verschiedenen Einstellung ohne weiteres be¬
stimmte Leitsätze kapitalistischer oder sozialistischer Natur : die
freie Wirtschaft des Kapitalismus kennt im wesentlichen nur
Rechte der Individuen , wertet als Tugenden die ökonomische
Tüchtigkeit, das Sichdurchsetzen und Sichbehaupten, die Aus¬
dauer, die Klugheit ; die gebundene Wirtschaft des Sozialis¬
mus anerkennt im wesentlichen nur Pflichten der Einzelnen
und als die wertvollsten Tugenden : Opfersinn, Dienenkönnen,
Pflichttreue.

Die einzelnen Zeiten neigen sich bald mehr dem Kapita¬
lismus , bald mehr dem Sozialismus zu. Wir leben in einer
Zeitspanne, in der sich der allgemeine Geist scheinbar immer
weiter von den Werten des Sozialismus entsernt. Denn
was unsere Tage kennzeichnet, ist ja nichts anderes als die
immer stärkere Entfaltung des kapitalistischen Geistes in den
Kreisen der Besitzenden und das Eindringen desselben Geistes
auch in die unteren Schichten. Ob ein Produktionszweig
„vergesellschaftet" wird »der in den Händen privater Unter¬
nehmer bleibt, macht nicht sehr viel aus . Auf den Geist, der
in ihm herrscht, kommt es an . Und es kann ein sozialistischer
sein, selbst im Rahmen prioatwirtschaftlicher Organisation
und ein kapitalistischer auch im Rahmen der „Gemeinwirtschaft."
Die Gegenwart ik voll von Beispielen!

3« SlreikbewegW in MrtieMerg.
Die Sachlage ist nun folgende:

Der Steuerabzug wurde vor dem Einschreiten der Re¬
gierung mit Gewalt verweigert. Die Regierung mußte des-
dalb mit den ihr zu Gebote stehenden Machtmitteln eingreifen.
Damit glaubte die kommunistische Minderheit der Arbeiter-
schaftihre Stunde sei gekommen, um einen Generalstreik hervor¬
zurufen. Die Streikleitung unterwarf sich nach wenigen
Tagen der Forderung der Regierung auf Anerkennung des
Steuerabzugs ; sie verlangt Zurückziehung der Polizeiwehr
aus den besetzten Betrieben ehe die Anerkennung des Steuer¬
abzugs durch die einzelnen Arbeiter erfolgt und ehe der Gene¬
ralstreik abgebrochen ist. Soll die Arbeiterschaft angesichts
dieser Sachlage noch länger im Streik verharren und dadurch
sich selbst und dem Wirtschaftsleben völlig unnötigen Schaden
zufügen, um letzten Endes nur den Drahtziehern der kom¬
munistischen Partei , die den Aktionsausschußbeherrschen, einen
nicht zu schmachvollen Rückzug zu sichern?

Bor der Wiederaufnahme.
Die Firmen Robert Bosch A.-G. und Maschinenfabrik

Eßlingen haben an ihre sämtlichen ausgesperrlen Arbeitnehmer
Postkarten gesandt, auf denen diese aufgefordert werden,
folgende Erklärung unterschrieben zurückzusenden.

Die Arbeiter:
Der Unterzeichnete erklärt sich mit der Durchführung des

gesetzlichen Steuerabzugs einverstanden u. sucht um Wieder¬
einstellung nach. Er anerkennt die Besetze, die das Ver¬
hältnis zwischen der Firma u. ihren Arbeitnehmern regeln
(Gewerbeordnung, Betriebsrälegesetz) und veipflichtet sich
ausdrücklich, sie einzuhalten.

Die Angestellten:
Der Unterzeichneteerklärt sich mit der Durchführung

des gesetzlichen Steuerabzugs einverstanden. Er anerkennt
die Gesetze, die das Verhältnis zwischen Firma und ihren

. Arbeitnehmern regeln (Handelsgesetz, Betriebs :ätegesetz, Ge¬
werbeordnung), und verpflichtet sich ausdrücklich, sie ein¬
zuhalten.

Wie wir höre», sind schon zahlreiche derartige Erklärungen
unterschrieben bei den Werkleitungen ei»getroffen.

Erklärungen von Berufs -Organisationen.
Entgegen anderslautenden Gerüchten wird festgestellt, daß

für eine Aeiiderung in der den Generalstreik ablehnenden

Haltung deS Deutschen Gewerkschaftsbundes, die in der am
Montag veröffentlich:en Entschließung zum Ausdruck kam und
begründet wurde, bislang kein Anlaß vorliegt. Der dem
Deutschen Gewerkschaftsbund angeschlossene Deutschnationale
Handlungsgehilfenverband n»d der Verband weiblicher Han¬
dels- und Bureauangestellren veranstalten am Donnerstag,
abends 7 Uhr, im Friedrichsbau Mitgliederversammlungen,
um zur Lage Stellung zu nehmen.

Die deutschen Gewerkvereine (Hirsch-Dunker) und der
Gewerkschaftsbund der Angestellten haben in einer Versamm¬
lung ihrer Vertrauensleute die am 31. August übermittelte
Erklärung der Arbeitgeberoereinigung eingehend durchge
sprachen u. folgende Entschließung einstimmig angenommen:

Wir sind der Auffassung, daß infolge der inzwischen ein¬
getretenen Veränderung der Sachlage, die heute zur Entschei¬
dung stehenden Fragen rein wirtschaftlichen Charakter tragen
und deshalb auch nur Gegenstand der Verhandlungen zwischen
den w' rtschastlichen Organisationen der Arbeitgeber u. Arbeit¬
nehmer sein können. Wir verlangen daher von dem Aktions¬
ausschuß eine Umbildung derart , daß die Vertreter der poli
tischen Parteien ausscheiden und die Führer der Gewerkschaften
soweit sie noch nicht im Aktionsausschuß vertreten sind, hin¬
zugezogen werden. Die Versammelten verwahren sich mit
Entschiedenheit gegen die von den Arbeitgebern versucht«
Ausschaltung der bestehenden Betriebsräte der drei Großbe¬
triebe und erwarten von der Staatsregierung , daß sie mir
allen Mitteln Bestrebungen, die daraus hinauslaufen , wesent¬
liche im Betriebsrätegesetz niedergelegte Arbeitnehmerrechlezu
kürzen, verhindert. Wir erwarten bestimmt, daß von seilen
der Staatsregierung auf die Arbeitgeberverbände eingewirkt
wird, eine Verständigung herbeizuführen. Sollte trotz des
weiten Entgegenkommens der Arbeitnehmer in aller Kürze
eine annehmbare Verhandlungsgrundlage nicht gesunden wer
den, so erklären die Unterzeichneten Gewerkschaften irr vollem
Einverständnis mit ihren Mitgliedern den Kampf der aus¬
gesperrten und streikenden Arbeiter und Angestellten mit allen
gewerkschaftlichen Mitteln zu unterstützen.
Die Stellung der Gemeinde- «ud Körperschaftsbeamten.

Einem Rundschreiben des Zentraloerbands württ . Ge¬
meinde- und Körperschaftsbeamten an seine Bezirksverbände
entnehmen wir folgendes: Die neue Einkommensteuer trifft
auch die Beamten Han. Die Beamtenschaft ist sich jedoch be¬
wußt, daß Staat und Gemeinden, um lebensfähig zu sein,
die Steuer nicht missen können. Um eine Steucryerweiger-
ung, die den Anlaß zu dem gegenwärtigen Generalstreik ge¬
geben hat, kann es sich deshalb für die Beamten nicht han¬
deln. Der Zentralverband tritt daher den in einzelnen Be¬
trieben gemachten Versuchen. Gemeindebeamte zum Anschluß
an den Streik zu veranlassen, nachdrücklich entgegen und for¬
dert seine Mitglieder auf, nur den Weisungen des Verbands
zu folgen. .— Der Verband, der diesen Standpunkt , nicht der
Regierung zuliebe, sondern im Interesse der Allgemeinheit
und im wohlverstandenen eigenen Interesse , einnimmt, ver¬
kennt dabei nicht, daß die derzeitige Steuerveranlagung die
Festbesoldeten besonders einseitig belastet und daß von den
gesetzgebenden Faktoren deshalb dringend eine durchgreifende
Verbesserung der BeranlagungSgrundsätze gefordert werden
muß.

Polizeiwehr.
Vielfach ist die Meinung verbreitet, als ob in der Streik¬

bewegung Truppen , d. h. Reichswehr, eingegriffen hätten.
Diese Auffassung ist unrichtig. Militärische Formationen
kamen nirgends zum Einsatz Wo staatliches oder polizei¬
liches Eingreifen nötig war , wurden ausschließlich Beamte
der Polzeiwehr oder — außerhalb Stuttgarts — Mitglieder
der Einwohnerwehren verwendet. Auch dse Kriminalpolizei
hat sich an den Schutzmaßnahmen beteiligt. Die Verwechs¬
lung rührte wohl daher, daß auch die Polizeiwehr im Dienst
den Stahlhelm als Schutz-Kopfbedeckung trägt.

Streikuachrichte« aus de« Lande.
r Schwenningen, 2. Sept . Eine im „Grünen Baum"

tagende, stark besuchte Versammlung der Vertrauensmänner
der gewerkschaftlichen Organisationen der Betriebsräte und
der Leitungen der drei sozialistischen Parteien , hat am Dienstag
mit großer Mehrheit den Beschluß gefaßt, zur Unterstützung
der Groß-Stuttgarier Arbeitskollegen in den verschärften
Generalstreik einzutreten.

r Heilbronn, 2. Sept . Der Gewerkschastsbund der Ange¬
stellten erklärt in einem gedruckten Zirkular , er sei vom Aktions¬
ausschuß getäuscht worden ; der Generalstreik trage nicht mehr
den ursprünglich für die Stellungnahme des Gewerkschastsbundes
maßgebenden wirtschaftlichen Charakter. Der GerverkschaftS-
bund der Angestellten müsse deshalb seine am Sonntag gege
bene Zustimmung zurückziehen und die Teilnahme am General¬
streik ablehnen, werde aber für die restlose Wiedereinstellung
der ungesetzlich entlassenen Kollegen jederzeit mit allem Nach¬
druck erntreten.

r Heilbronn, 2. Sept . In einer wegen deS verschärften
Generalstreiks und seiner Folgen für die lebenswichtigen Be¬
triebe einberufenen außerordentlichen Sitzung des Gemeinde-
rats , wurde rin sozialistischer Antrag abgelehnt und ein
demokratischer Antrag angenommen, worin die Erwartung
ausgesprochen wird, daß die Landesregierung bei der Reichs-
regierung unverzüglich energische Schritte für eine Milderung



des Steuerabzugs unternehmen, die militärisch besetzten Be¬
triebe wieder räumen und für vollständige Einstellung der
entlassenen Arbeiter Sorge tragen werde. Abgelehnt wurde
ein sozialistischer Antrag, eine fiinfköpfige Abordnung zur
Vertretung dieses Beschlusses bei de: Regierung nach Statt
gart zu einsend«».

r Aalen. 2. Zept. Die Streiklage hat sich gegen gestern
insofern veiänderi , als heute in den meisten Betrieben gestreikt
wird. In der Eisenbahnwerkstäue wird gearbeitet, nachdem
in geheimer Abstimmung die überwiegende Mehrheit der
Arbeiterschaft sich gegen einen Streik ausgesprochen hatte.
Auch in der A -G. Union und in einigen kleinen Betrieben
wird gearbeitet. Die Zeitungen erscheine» nicht. GaS und
Elektrizität sind gesperrt. Die Arbeiter im Hüttenwerk
Wasseralfingen sind heute früh in den Ausstand getreten.
In Uttterkoche» wurde der Streik abgelehnt.
jM r Leonberg, 2 Sept . Auf der Bahnstrecke zwischen
Höstngen und Ditzingen wurden sämtliche dem Bahnbetrieb
dienenoe Leitungen abgeschnitten Es handelt sich hier um
einen Versuch, den Bahnbetrieb zu stören.

t Göppingen, 2. Sept . Der hiesige Generalstreik zeigte
am Dienstag eine wesentliche Verschärfung. Der Beschluß,
sämtliche Geschäfte und Wirtschaften zu schließen, gelangte von
nachmittags 4 Uhr ab zur Durchführung. Den Beauftragten
des Aktionsausschusseswurde nirgends Widerstand entgegen¬
gesetzt. Verhandlungen mit den Organisationen der Gewerbe-
und Handeltreibenden erreichten, daß die Geschäfte von 9 Uhr
vormttmgS bis l Uhr nachmittags geöffnet sein dürfen. Der
Aktionsausschuß hat beschlossen, an die Regierung die Forder¬
ung zu richten, daß das Existenzminimum auf IS 000 zu
erhöhen sei. Bei der Abstimmung wurde dieser Antrag ein¬
stimmig angenommen Der Tag verlief in vollständiger Ruhe.
M r Marbach. 2 Sept . Auch hier ist am Montag die
Atcbeilerschaft sämtlicher größeren Betriebs in den General
streik eingelreten. Das hiesige Stuttgarter Elektrizilätswcrk,
nunmehr von Einwohnerwehr besetzt, konnte am Montag
nachmittag um 4 Uhr die Stromabgave wieder aufnehmen.

k Ravensburg , 2. Sept . Zum Generalstreik erfährt der
Oberschw Anz , daß die Streikenden beschlossen haben, die
Betriebe, in denen bisher noch gearbeitet wurde, stillzulegn
und so den Generalstreik durch Gewalt zu einem vollständigen
zä Machen. Wie verlautet, soll der Abg. Müller , genannt
Leichenmüller, nun auch die Arbeiterschaft in Friedrichshafen,
die ebenfalls von einem Generalstreik bisher in ihrer Mehr¬
zahl nichts wisset: wollte, für den Streik „reif" gemacht haben.

Wurzach, 2. Sept Hier hat der Generalstreik ein schnelles
Ende gefunden. Bereits ain Montag wurde die Arbeit
wieder ausgenommen. Nach Lage der Sache war dies vorans-
zusehen, denn der größere Teil der Arbeiterschaft konnte auch
hier dem Streik keine Sympathie abgewinnen, hatten ja die
Torkarbeiter schon letzte Woche wegen des Regens einige
verdienstlose Tage . Aber um des lieben Friedens willen,
mußte eben auch die Arbeiterschaft miltun und eiiiige Tage
feiern.

Backnang. 2. Sept . Seit Montag abend ist durch Sill-
legüng des Gaswerks durch die städtischen Arbeiter die Stadt
ohne Licht und Kraft. Die Zeitungen können infolgedessen
nicht erscheinen; auch ist ihnen bet etwaiger Herausgabe für
die Folgen keine Sicherheit gegeben worden. Am. Montag
abend war das Gerücht verbreitet, daß ein Sturm auf die
DerkehrSeinrichtungengeplant sei. In der Nacht wurde der
Bahnhof vorsorglich militärisch besetzt. Ruhestörungen find
bis jetzt nicht erfolgt Im Laufe des Dienstag wurden
einige Landwirte, die Lebensmittel auf den Bahnhof führen
wollten, mißhandelt und zur Umkehr gezwungen. Es wäre
zu wünschen, daß durch die technische Nothilfe das Gaswerk
wieder in Betrieb gesetzt würde.
E r Ulm, 2. Sept . Am Dienstag abend fand eine Voll¬
sitzung der Betriebsräte statt. Folgende Entschließung wurde
«» Forderung an die Regierung gesandt: Die Gesamtarbei¬
terschaft Ulms fordert von der Regierung : I . Sofortige Ein¬
berufung de« Landtags 2. Sofortige Wiederherstellung
gesetzmäßiger Zustände, das Zürückziehen der Truppen . 3 So¬
fortige Einleitung von Verhandlungen zur Beilegung des
Steuerkonflikts. 4. Sofortige Wiedereröffnung der geschlos-

.MMüer «« R«il»r skiymr Zell".
Bon G. H. Kläjger . (II

vom Zwinger und Graben , von den alten Torhäuschen
und anderem verschwundenem.

Die alte Stadt N. war wie alle Städte mit einer an¬
sehnlichen Mauer und einem Wassergraben zum Schutz gegen
dis Feinde umgeben zu einer Zeit , wo solche Mittel noch
einen Sinn und Zweck hatten

Zwische« den beiden Stadtmauern aber lief der „Zwinger"
oder — oder wie der Volksmund sagt — der „Zwinge!" hin.
Die innere Stadtmauer,  auf der später die Häuser der
Bürger erstanden, ist noch deutlich fast in ihrem ganzen einsti¬
gen Umfang zu erkennen und zu verfolgen. Und auch der
Zwinger  ist heute noch in größeren Bruchstücken zu finden.
Der Brand deS Jahres 1887 hat einen Ausschnitt desselbenDer Brand deS Jahres 1887 hat einen Ausschnitt desselben
gegen Süden oder Slldosten mit oem untergärig geweryr.
DÄ Gvaben  aber , der der äußeren^Stadtmauer entlang
sich htnzog und an den nnr noch ein Verbindungsgang zwi¬
schen „Hinterer Gaffe" und Bahnhofstraße durch den gleichen
Namsw erinnert, hat nur auf einer kleinen Strecke der Nord¬
seite eine Spur und Andeutung hinterlassen. Seiner ganzen
Anlage nach war der Graben zur Zeit, als ihm noch seine
SchlMchisgabefür die Stadt zufiel, leicht mit dem Wasser
ö« Waldach und Nagold, die ans der Westseite den Graben
ersetzten, in Verbindung zu bringen und zu füllen. Da , wo
er die Hauptstraße der Stadt durckschnitt, waren Brücken
angebracht, die man noch heute tt/ , Meter unter derStraßen-
obeifläche findet und deren eine dem Inhaber deS gegen¬
wärtigen Hermann Reichert' schen HauseS den Beinamen
„Bvücken-Sautter " gab. Ein schwarzes Moorwasser, daS ich
in meiner Jugend noch in den Uederbleibseln desselben ge¬
wahrte. schien noch aus alten Zeiten stehen geblieben zu sein.
Und wenn man dann noch oon Füchsen, Uhu und andern
Eulen erzählte, daß sie dort ihren Unterschlupf haben, dann
war , S-meiner kindlichen Eiiibttdungskrast wohl zu verzeihen,
wenn ich den Löwengraben Daniels jedeSmal. wenn ich oon
ihm Hörle, dorthin verlegte.

An die Zeiten der mairerumgebenM und oollumgrenzten

senen Betriebe für sämtlich- beteiligte Arbeiter. Die Arbeiter¬
schaft Ulm erwartet von der Regierung, daß diesen zweifellos
berechtigten Foideningen unverzüglich Rechnung gerragen
wird. Die Betriebsräte -Bollversammlung des A.D.G.B und
der Afa Das christliche Gewerkschaftskartell. Gewerkoerein
der H.-D._

T «ges 'Neuigkeiteu.
FranzösischeAeußerungen.

Paris , 2. Sept . Lis hiesigen Abenobiätter drücken ihre
Befriedigung darüber aus , daß Frankreich von Deutschland
wegen der Breslauer Vorgänge Genugtuung gefordert habe.
Der „Petit Parisien " schreibt, daß diele Genugtuung vom
Geiste der Bescheidenheitgetragen sei Man müsse auch die
Ausführung in Bezug auf die Sühne der Schuldigen über
wachen. Hierin liege gerade die Schwierigkeit. Frankreich
dürfe keine Langmut zeigen, die jenseits des Rheins nur als
Schwäche ausgelegt und dazu brigeiragen haben würde, die
Agitation gegen Frankreich zu unterstützen. Die Blätter be¬
haupten, daß die deutsche Regierung allein verantwortlich
sei und daß es nicht zu viel von ihr verlangt sei. alte Mittel
aufzubieten, um die öffentliche deutsche Meinung einer , e°
sünderen und gerechteren Auffassung der Dinge zuzuführrn.
Die Presse tst der Meinung , oaß man solche Kundgebungen
gegen Frankreich nicht dulden dürfe und daß man dagegen
mit aller Entschiedenheit umgehen müsse.

Polnischer Bericht.
Kopenhagen. 2. Sept . Nach einem Telegramm aus

Warschau meldet der polnische Heer sbericht: Die polnisch
ukrainischen Truppen haben den größten Teil von Ostgali¬
zien befreit und sind jetzt Herren des ganzen linken Itters
des Dnjester. Sie setzen die Verfolgung der Bolschwisttn
fort. In der Gegend von Przemyslauy haben die Polen die
Sowjetttuppen ans -inonderge'prengt. Die ukrainischen Trup¬
perz habe« bei ihrem llebergang über den Dnjester südlich
von Buczacz die Bolschewisten zum schnellen Rückzug ge¬
zwungen. Auf der Nordfrvnt setzen die polnischen Truppen
den Vormarsch gegen Grodno fort.
Erfolgloser Ausgang der rusfisch.polnischen Verhandlungen.

Paris . 2. Sept . Wie die „Information ' aus London
meldet, berichtet die „Daily Mai !" aus Warschau, daß der
Rest der polnischen Delegation aus Minsk ziirückgeiufen
worden ist. Die bolschewistischen Delegierten seien nach
Moskau zurückgereist. Keine der beiden Delegationen habe
einen Waffenstillstand vorgeschlagen.

Litauische Schlappe.
Kowno, 2. Sept . (Lit Tel.-Ag.) Litauischer General-

stabsbericht vom 1. Sept . Im Süden mußten Teile der
Mariampoler Truppen unter dem Druck der viel stärkeren
Polen nach heiligen Kämpfen zurückgehen. Es gab auf
beiden Seiten Tote und Verwundete.

Zustimmung der lettischen Regierung für Riga
als Derhandlungsort.

Amsterdam, 2. Sept . Die Times melden ans Warschau,
daß die lettländische Regierung der Verlegung der polnisch-
russischen Verhandlungen nach Riga ziigestimmt habe.

Attentat auf Mustafa Khemal?
Konstantinopel, 2. Sepl . Nach hier umlausenden Ge¬

rüchten. die mit Vorsicht auszunehmen sind, soll gegen Mu¬
stafa Khemal ein Attentat verübt worden sein. Mustafa
Khemal sei von 2 Kugeln getroffen worden.

Die Fortschritte des Kommunismus in Italien.
Mailand , 2. Sept . In Verfolgung kommunistischer

Ideen haben die Metallarbeiter in Mailand , Rom und Ne
ape! zahlreiche Betriebe beseht und die Rote Fahne gehißt.
In Mailand handelt es sich um l60 Werkstätten, in Venen
nach kommunistischen Methoden gearbeitet wird. — Wie der
Corriere della Sera schreibt, sehen die Arbeiter schon jetzt
ein, daß sie ohne die Ingenieure nicht vorwärts kommen.
Die Fabrikleilungen haben jede Verbindung mit den Werk¬
stätten abgebrochen und machen die Arbeiter für alle ent¬
stehenden Schäden haftbar.

Stadt erinnerten aber noch mehr die beiden Torhäuschen,
di« aus der alten Zeit sich noch voll und ganz in meine
Jugendzeit hinüberrelteten und ein lebendiges Wort von dem
einstigen Zollwesen redeten.

Allerdings war es nicht mehr der Zoll, der an diesen
Häuschen eingezogen wurde, sondern das Pflastergel?, das
der Torwart von den Fuhrmännern einnehmen mußte. Es
war aber ein kleiner Schritt von dieser Zeit zurück zu dem
Bild der alten Zeiten des Mittelalters.

Das eine Torhäuschen hatte sich im Norden der Stadt
zwischen „Köhlerei" und neuem Schulhaus aufgestellt und
sein Leben bis in die Achtziger Jahre gefristet, und ich kann
mir noch den alten Torwart Bühler und seine Familie , die
zuletzt dort gewohnt hat, oorstellen. Nach seinem Abbruch
erstand eS als „Armenhaus " der Stadt an der Haiterbacher
Straße.

DaS zweite TorwarthauS lag im Süden der Stadt zwi¬
schen dem Kaufmann Friedrich Schmid'schen (ehemals Gott¬
lob Knodel'schen) Haus und denk Gasthaus zum „Rößle",
der früheren „Sautteret " (so genannt nach seinem langjähri¬
gen Besitzer). TS fristete sein Dasein bis ins Jahr 1894,
wo es abgebrochen und von Privatleuten zum Bau von
einem kleineren Haus und einer Scheune auf der „Insel"
verwendet wurde.

Während aber diese Torwarthäuschen dem sich immer
mehr entwickelnden Handel und Verkehr, den sie straßenver
engernd hemmten und störten und einer neuen Zeit, die sie
für übrig erklärte, weniger dem ästhetischen Sinn , zum Opfer
fielen, sind ganze Stadtteile von der Oberfläche und oon dem
Plane der alten Stadt durch zum Teil sehr ausgedehnte
FeuerSbrünste verschwunden, die im Januar 1878, im August
1887 und im September 1893 hier gewütet haben. Durch
sie hat die Stadt in mancher Beziehung rin anderes Bild
bekommen: Während die Hirschgaffe, die Hintere Gasse und
die Marktstraße bald auf der einen bald auf der anderen
Seite ihr Aussehen verändert haben, ist die Schulgasse, die
von der Markistraße bis zur Kirche führte, nur noch ein
historischer Begriff und nicht mehr vorhanden.

Und wenn das Feuer die Eigenschaft hat, zu lichten, so
hat es seine Aufgabe im großen Ganzen bA diesen Bränden
gut gelöst. Ts hat in manch dunkeln Winkel hineingeleuchtet

Aus Stadt und Bezirk
Nagold, den 3. September.

* Vom Rathaus . Ju der letzten Gemeinderatssitzung
berichteten der Borsitzende, Stadschulrheiß Maier , und Ge¬
meinderat Schnrpf über die Verhandlungen vor dem Schlich-
ttmgsauttchuß in Stuttgart in Lachen des Anttogs der srädt.
Notstands .« beiter auf Entlohnung nach dem Bauarbeiter :arif
Das hätte dre Wirkung, daß der Smndeulvhn auf 4 «48 20 4!
erhöht werden müßte. Euie derartige Erhöhung würde aber
in keinem Verhältnis zu den viel niedereren Löhnen der
städtischen und Waldarbeiter sowie der Arbeiter in den hie¬
sigen Betriebe» stehen und recht unliebsame Folgen und Lohn
bewegnngen nach sich ziehen, ganz abgesehen davor,, daß di«
Stadt außerstande ist, solch hohe Löhne zu bezahlen. Der
Schlichtungsausschuß hat auch den Arnrag abgelih it und der
Stadt dre Entlohnung nach dem Wolaarbsiie laris nnge
sonnen. Hienach Hot die Stadl zu den bisherigen Höchst-
löhnen von 3 10 L bis zu 30 ^ Stundeuzuschlag zu
leisten, wogegen umgekehrt die Zulagen für besondere Ge
schäfte, die bis zu 20 rn der Stund ? bisher zum Teil ge¬
währt wurden, wegfallen. Außerdem wird die Weg» it züm
Arbeitsplatz, sowet sie hin und zurück eme Stunde nicht
überschreitet, nicht bezahlt. Der Gsmeinderat stimmt dem
Schiedsspruchzu. Die städr. Finanzen ertragen keuie weite¬
ren Betastungen und es muß darauf hingeivtesen worden,
daß die Stadt die derzeitigen Ausgaben auf allen Gebieten
der Verwaltung auf die Dauer nicht tragen kann. Allein
die Notstands«!beiten erfordern täalich einen Lohnaufwand
von weil mehr als 1000 Es ist ausgeschlossen, daß wir
auf Jahre hinaus 3—400000 ^ nur iür Nottiandsarbeiten
leisten können. Die Notstan ŝurbritec mögen deshalb sehen,
wo irgend Gelegenheit tst, wieder anderwärts unterzukommen.
Die Notstandsacbenen sind nur für vorübergehende Beschäf
tigmigslosigkeü gedacht, aber könne» unmöglich eine ständige
Einrichtung werden. Auch hier könnte bald die Zttl kommen,
wo keine Arbeiten mehr vorhanden und die Arbeitslosen- auf
Erwerbstosenfürsorge angcimeseu sind, die täglich 4 -48 be¬
trägt , wozu bei Verheirateten ein Zuschlag von SO und
für jedes Kind 25 ^ kommen. Die Stad Verwaltung ist
nicht verpflichtet, jedermann und jederzeit für Beschäftigung
und Verdienst zu sorgen. Möge dabei jedermann, der Arbeit
und Verdienst hat, bleiben wo er ist. Dis LlaSi ist mir
dieser Regelung an die äußersten Grenzen gegangen und
müssen weitergehende Forderungen eiuschieden zurückgemiesen
weiden. Bo» den Beteüigien darf vielmehr erwartet werden,
daß die Kosten, die die Stadtpflege übernimmt, durch nachhaltige,
intensive Arbeitsleistung erwidert werden. — Vom Schiedsamr
für die öffentlichen Arbeiten sind dis Akkorde für den Rößle-
einbau geprisst worden. Die Unterschieds rn der Kalkulation
wurden mit dsrr be eilgien Uuternehm-.ru dnrchgespcochen
und geregelt. — In einer Eingabe der unabhängigem sgziatt
demokratischenPartei Nagold wird darüber getlagt und
„aufs Schärfste pro:estiert", daß in der Wohnungskommission
für die arbeitende Bevölkerung be iiahe inchls geleistet werde,
und daß kein Verbot gegen den Zuzug von Fremden be¬
stehe: sie beantrage die Ausnahme von 2 Mitgliedern in
die Wohnungskommission. Es ist zunächst auffallend, daß
die ll . S . P . Nagold nicht wissen soll, daß aus Grund der
Min . Vers v. 29. 8. 19 j -de Wohnungsingebrauchnahme u.
demzufolge der Zuzug von auswärts der Genehmigung der
Wohnungskommission unterliegt. Diese Genehmigung ist
in neuerer Zeit nie erteilt worden und früher nur in einigen
besonders begründeten Ausnadmefäüen. Der Vorwurf , daß
für die arbeitende Bevölkerung beinahe nichts gelesstei würde,
trifft die Nagolder Wohnungskommission am allerletzten. Die
meisten Wohnungen sind Arbeitern und Angestellten zage-
wiesen worden. Es sollten der Wohnungskommission, die
ohnehin mit außerordentl . Schwierigkeiten zu kämpfen hat,
nicht leichtfertig, unbegründete Vorwürfe gemacht werden.
Der Gemeinderat anerkennt vollauf die verdienstvolle und
sachgemäße Tätigkeit der Wohnungskommission und hat
keinerlei Veranlassung, besonders angesichts des an geschlagenen
Tones zunächst auf die Eingabe näher einzugehen. —
Die mit dem Feuerwehrdienstehrenzeicheu ausgezeichneten

und Mond und Sonne dorthin den Weg bereitet, der ihnen
vorher verlegt war. Es bat mir manchem S :aub- und
Spinnenaewebe aufgeräumt, aber auch manches interessante
Bild aus dem Reich der Wi' klichkeit in das der Vergangen¬
heit ünd Erlnsierüng verwiesen. Es har auch einer neuen
Straße , der Waldachstraße, Raum geschaffen, die durch den
späteren Abbruch des Stricker Schuon'schen HauseS dem Ver¬
kehr neue Bahnen wies. Es hat die Baukunst und die Bau
tätigkeit neu entfaltet, die Wege der Sladt erbreitert und der
Anlage von Bürgersteigen oder Personenwegchen Raum ge¬
schaffen.

Aber es hat in Verbindung mit dem Zahn der Zeit so
viele traute Bilder der alten Heimatstadt vernichtet, daß ich
oft diesem Zerstörer jetzt noch gram werde und die alte Stadt
wieder an ihren Platz stellen möchte, trotz der engen Gassen,
trotz der giebeligen Häuser und trotz der dunkeln Winkel.

Oer Haidenbühl (Arautbühl ) .
Wer hak den kleinen Hügel dort
Ins Wiesental gebettet?
Der Zirkel hat den Fuß begrenzt,
Die Hand den Hang geglättet
Wer schläft in seiner Grabeshut?
Wer sind die toten Helden?
Sinds Ritter von der alten Burg ?
Sinds Römer oder Kelten?
Ist eS ein Feldherr ? Hat sein Heer
Den Toten hier begraben?
JstS , daß die Treuen Monn für Mann
Den Bühl erbauet haben?
Wer sagt es mir ? DaS Flüßchen rauscht
Unweit von seinem Fuße.
Ich höre nicht den Namenlaut
Aus seinem Totengrutze.
Und wenn im Tal die Nebel brau 'n,
Seh ich dort Schatten schreiten;
Sie , führen ihren Reigen auf,
Um' wtederMl zu scheiden.



A Feuerwehrleute erhalten die übl. Ehrengabe von 20 "
die bei der Schlußübung übergeben wird. — Für den Obst- i
markiverkehr wird an Stelle des 1° Rößleswirt Knödel der l
Bierbrauer Engen Stahl als Wäger bestellt. — Gehilfe ^
Schäfer bei der ' Stadtpflege tritt Ende September aus um :
den Unterrichts-Kurs zu besuchen. Auf seine Stelle wird >
Verwaltungs -Kandidat Hans Maier von Sulz a. N. gegen
einen Monatsgehalt von 500 bestimmt. - - Der Abgabe¬
preis für zerkleinertes, tannenes Brennholz im Holzgarten
wird bis auf weiteres auf 10 ^ für den Zentner festgesetzt.

» Lebenswichtige Transporte Die würtr. Krastoerkihrigesell-
schüftm. d. h.. Park Stuttgart. Akademie. Ruf Nr . 8543/44 Zweig-
U - U-m. Donaubastionskrserne. Ru, Nr 12VS. Zweigstelle Heilvronn.
Kerrersstraße 65 Nut Nr 1352. Zweigstelle Reutlinge-' PuIoermühIe.woS Ruf Nr 680 übernimmt rmE'NvcrstöndiNS der Regierung auch
müh end der Streiklâ e die Durchführung sämtlicher lebenswichtiger
Transporte _ _ _ __

Letzte Nachrichte«
Vor den entscheidende» Verhandlungen.

Die Lage am Donnersrag zeigte rm allgemeinen ein un¬
verändertes Bild Versuche terroristischer Art sind heute in
Stuttgart unterblieben, dr vom frühen Morgen ad starke
Patrouillen von Polizeiwehrleuten dis Smdi durchzogen. Der
kommunistische Plan , den Generalstreik bezirksweise verschärft ^
zu führen, wurde dadurch vereitelt. Zu Zwischenfällen ist es
nirgends gekommen. Das Slraßenbild ist belebt, die Ge¬
schäftshäuser und Läden sind alle geöffnet. Die Straßenbahn-
schienen werden immer rostiger und der Schmutz nnd Unrat
d;r Straße häuft sich immer mehr, weil auch die städtischen
Arbeiter noch im Streik verhar.en. Znm traurigsten gehört wohl,
daß dis Friedhosarbeiter und Totengräber ihre menschlichen
Pflichten vergessen haben, sodaß technische Nothilse bei den
Beerdigungen noch immer in Anspruch genommen werden muß.
Seit heute abend 5 Uhr find die Vertreter der Arbeitgeber
und Arbeiin -bm-r bei der Regierung im alten Schloß ver¬
sammelt. um über die AnerkeunungSformel für den Steuer
abzng, die Wiedereinstellung und die damit zusammen¬
hängenden Bedingungen wie über die Bezahlung der
Streiktage zu beraten Es dürfte eine ziemlich lange
Sitzung werden , bis eine Einigung erzielt ist. Es ist
damit-zu rechnen, daß die Verständigung erst morgen er¬
reicht wird Wenn früher, dann umso bester. Daß man
noch nicht über alle Berge ist, zeigt die Kundgebung der
Bereinigten Gewerkschaften, der „Afa" »nd der drei sozm
listischen Parteien , in denen sie die Arbeiter auffordern, den
von den Firmen geiordertsn schriftlichen Revers betr. den
Steuerabzug und die Anerkennung des Bstrübsrätegesetzes
nicht einzeln zu unterzeichnen. — Im Lande ist es ruhig
geblieben. In Münster a. N., wo ein Streikausschuß die
Gemeinde durch Streikposten absperren bezw. kontrolliertn
ließ, wurden in der Nacht zum Donnerstag fünf Mitglüder
des Ausschusses durch Kriminalbeamte nach Stuttgart zum
Verhör gebracht. Da der Schultheiß von Münster nicht zum
Streikausschuß zählte, wurde er wieder entlasten.

Die Durchführung der Sühne.
Paris , 3 Sept . Der französische Botschafter in Berlin

beauftragte die deutsche Regierung , zur Ausführung der
materiellen und moralischen Wiedergutmachung zu vereinbaren^
die die französische Regierung, infolge der Angriffe auf das
französische Konsulat in Breslau , zu fordern genötigt sei.

Abbruch der tschechischen Kohlenlieferung an die Polen.
Breslau , 3- Sept . Wie die „Ostdeutsche Morgenpost"

meldet, hat die Tscheche! die Kohlenneserungen an Polen aus
dem Ostrausr Revier eingestellt, weil Polen mit der Bezah¬
lung zum größten Teil im Rückstand geblieben ist. Diese
Schuld soll bereits 50 Millionen betiaa n

Fortdauer der Unruhe« tn Petersburg.
Helsingsvts, 3. Sept . Nach einer eingelaufenen Meldung

auS Rußland dauern die Unruhen in Petersburg und Kron¬
stadt au. In beiden Städten finden fast täglich Massenhin-
richiungen statt In der Nähe vo ' Kronstadt hat eine starke
Explosion stattgefunden, deren Ursache man noch nrcht kennt.

Amerikanischer Grubenarbeiterstreik.
Paris , 3 Sept . Nach einer Meldung der „Information"

an- New-Dork haben die amerikanischenGrubenarbeiter , die
unzufrieden mit der von Wilson gebotenen -Lohnerhöhung
sind, den Streik beschlossen.

Katastrophale Waldbräude tn Rußland.
Helsingfors, 3. Sept . Nach bolschewistischen Blättern

nehmen die Waldbrände in Rußland einen katastrophalen
Umfang an. Waldbrände werden insbesondere aus den
Gouvernements Twer , Kostroma, Jaroslaw . Wladimir,
Moskau und Rjasan gemeldet.

Niederlage der Bolschewisten vor Lemberg.
Wien, 3. Sept . Die „Neue Freie Presse" meldet aus

Warschau, daß die Bolschewisten in den Kämpfen um Lem¬
berg vollständig geschlagen worden sind. Große Massen von
Gefangenen fielen in polnische Hand. Die Rote Armee sei aus
Brody zurückgeworfen. Jede Gefahr für Lemberg sei behoben.

Rußland drängt zum Frieden.
Warschau, 3. Sept Eine amtliche Kundgebung besagt,

die russische Delegation in Mmsk habe den Wunsch, die
Verhandlungen zu erleichtern und zu beschleunigen, geäußert.
Nur die sowjelistischen Militärbehörden zeigten eine wenig
wohlwollende Haltung . Die russische Delegation betrachte ihre
l5 Punkte nicht als Ultimatum, sondern erwarte polnische
Gegenvorschläge Die Haltung der Russen lasten hoffen, daß
der dauerhafte, von Polen gewünschte Frieden , bald geschlos¬
sen sein werde. — Der Vorsitzende der polnischen Friedens-
Eegation ist am Dienstag in Warschau eingetroffen. Die
Frage des Ortes der weiteren Verhandlungen war bis vor-
gestê noch nicht entschieden.

El , kritischer Moment in den finnisch-rnsfischeu
Friedensoerhandlungen.

- ^ °penhag°«. 3. Sept . Wie der „BerlingSke Tidende"
telegraphiert wird, sind die finnisch-russischen

Fnedensoerhandlungen in Dorpat auf einem kritischen Punkt
-Dle Schwierigkeiten wurden dadurch veranlaßt,

Russen ganz plötzlich für Finnland unannehmbare
Nn̂ A -^ ?A " ».1" ^ " -.detschinger Frage ausstellten. Die
finnischen Unterhändler haben sich einstimmig gegen die rus-

Forderungen ausgesprochen. Test Montag haben
itÄ ^ ? " hanblungen stattgesttnden und es muß mit der Mög-

H*r«hnet werden, daß die Verhandlungen zum zwei-
A ^ abgebrochen werden, ohne daß der Waffenstillstanderneuert wird

Das »friedliche- Amerika.
Charleston, 3. Sept . (Reuter .) Martnestaatssekretär

Daniels sagte in einer Rede, die Verzögerung der Ratifizier¬
ung des Versailler Vertrags , habe die Einstellung der Flotten¬
vermehrung verhindert. Die Pläne für den Aufbau der
amerikanischenKriegsmarine seien infolgedessen nicht abge¬
ändert worden. Daniels sagte : Wir bauen 18 Dreadnoughts-
Schlachtkreuzer, und ein Dutzend andere mächtige Schiffe, die
unsere Flotte durch ihre Kampfkraft an die Spitze der Kriegs-
flotten der Welt rücken.

Kür dt« Schrtftleltung verantwortltch Friedrich Wilhelm Schmidt,  Ra-old.Druck»ud«erlag der» . W.Zatser'Ichen Buchdrnckeret(Karl Zatser), Nagold.

Amtliche Bekanntmachungen.
Bekanntmachong des Staatskommifsars für die Ent¬

waffnung der Bevölkerung.
Nachstehend werden zunächst — einem Ersuchen des

Herrn ReichskommissarSfür die Entwaffnung der Zivilbe¬
völkerung entsprechend— das Gesetz über die Entwaffnung
der Bevölkerung vom 7. Juni 1920 (Reichs-Gesetzbl. S . 1553),
sowie die eiste Ausführungsbestimmung des Reichskommts-
sars zu diesem Gesetz vom 22. August >920 (Deutsch. Reichs-
auze'.ger Nr . 189) bekannt gegeben.

Gesetz über die Entwaffnung der Bevölkerung.
Vom 7. August 1920-

Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
mil Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird:

8 l
Alle Militärwaffen sind dis zu einem von dem Reichs¬

kommissar für die Entwaffnung (8 7) festzusetzendeu Zeitpunkt
an die von ihm zu bestimmenden Stellen abzuliefern. Der
Reichskommissarkann bestimmen, daß zunächst nur eine An¬
meldung der Militärwaffeu zu erfolgen hat.

Von der Ablieferung der Waffen ist nur die Reichswehr
mid di >zur Ausübung ihres Berufs init Waffen versehene
Beamtenschaft befreit.

Wer nach Ablauf der Ablieferungsfrist in den Besitz von
Milnärwaffen gelangt, hat dies innerhalb drei Tagen der
für die Abiiefeiung zuständigen Stelle unt -r Angabe der Art
und Zahl aiizumelden.

Die für Mllirärwaffen gegebenen Vorschriften finden auch
auf wesentliche fertige oder vorgearbeitete Teile sowie aus
Munition van Militänvaffen Anwendung. Veränderte Mi-
litäcwaffeii gellen als Milttärwaffen dann, wenn wesentliche
Teile von Militärwaffen an ihnen vorhanden sind. Nähere
Bestimmungen hierüber rrifft der R ichskommissar für die
Entwaffnung

8 2.
Der ReichSkominiffar bestimmt, welche Waffen als Mi-

lilärwaffen anzusehen sind.
8 3.

Für die Ablieferung rechtmäßig erworbener Waffen ist
Entschädigung zu leisten.

8 4.
Allen Personen , welche die in ihrem Gewahrsam befind¬

lichen Militärwaffeu innerhalb der vom Reichskommifsarfest¬
gesetzten Frist abliefern, oder welche die gemäß § 1 Abs. 2
erforderliche Anmeldung innerhalb dieser Frist erstatten,
wird Straffreiheit wegen unbefugter Aneignung sowie wegen
Zuwider Handlungen gegen die über Anmeldung oder Abliefe¬
rungen von Waffen und Munition bisher erlassenen Vor¬
schriften gewährt. Soweit Straffreiheit gewährt wird, wer¬
den die verhängten S :rafen nicht vollstreckk, die anhängigen
Verfahren eingestellt und neue nicht eingeleitet.

8 5
Die Herstellung von Militärwaffeu und der Handel mit

ihnen ist verboten. Ausnahmen auf Grand des Artikels 168
des Friedensoertrags werden auf Antrag durch den Reichs¬
kommissar genehmigt.

§ 6
Wer von Waffen oder Munitionslager », für die eine

Ablieferungspflicht besteht, Kenntnis hat oder erhält, hat un¬
verzüglich einer der vom Reichskommifsarfür die Ablieferung
bestimmten Stellen Anzeige zu erstatten.

Als Waffenlager gelten:
s ) bei Geschützen, Minenwerfern , Flammenwerfern , Ma¬

schinengewehren oder Maschinenpistolen insgesamt iStück,
d) bei Gewehren oder Karabinern des Modells 1888/98,

bei Handgranaten oder Gewehrgranaten insgesamt 10Stück.
Als Munitionslager gelten:

s) bei Geschütz- und Minenwerfermunilion 20 Schuß,
b) bei Handwaffenmunition 500 Patronen.

Der Reichskommifsarfür die Entwaffnung der Zivilbe¬
völkerung wird vom Reichspräsidenten ernannt . Cr unter¬
steht der Reichsregierung und hat seinen Sitz in Berlin.

Der Reichskommifsar kann für einzelne Länder oder
sonstige Teile des Reichsgebiets im Benehmen mit den Lan¬
desregierungen besondere Landes- (Bezirks ) Kommissare und
Sielloerirerer für diese bestellen und ihnen bestimmte Befug¬
nisse zur Durchführung »beitragen, ohne daß hierdurch seine
Deranlworllichkeit berührt wird

§ 8 .
Dem Rnchskommissar wird ein vom Reichstag gewähl¬

ter Beirat voll 15 Personell beigegeben.
Die vorherige Zustimmung d s Beirats ist zu grundle¬

genden Ansführungsbestimmungen einzuholen. Soweit solche
in dringenden Fällen untunlich ist, hat der Reichskommifsar
selbständig erlassene grundlegende Aussührungsbestimmungen
dem Beirat zur Genehmigung vorzulegen.

8 9.
Zum Zwecke der Durchführung der Entwaffnunß kann

der Reichskommissar im Rahmen der Gesetze alle ihm not¬
wendig erscheinenden Anordnungen treffen.

Er ist auch berechtigt, Durchsuchungen und Beschlagnah¬
men außerhalb der durch die Strafprozeßordnung gezogenen
Grenzen anzuordnen , sowie eine Kontrolle des Verkehrs der
Eisenbahn, der Schiffahrt, der Post , der Kraftwagen und
sonstigen Fuhrwerke sowie des Lufwerkehrs anzuordnen und
die zur Durchführung erforderlichen Maßnahmen zu treffen.8 lO.

Der Reichskommissar kann zur Durchführung seiner
Aufgaben die Sicherheitspolizei anfordern und ihr Anweisun¬
gen erteilen.

Eine Anforderung ,der Sicherheitspolizei über den Bezirk
eine- Laiche- oder emer preußischen Provinz hinaus darf
nur im Benehmen mit der Landesregierung erfolgen.

Wo die polizeilichen Maßnahmen zur Durchführung der
Waffenabliefsrung nicht ausreichen, hat die Reichswehr dem
Reichskommisserauf Ersuchen bei Durchführung seiner Auf¬
gaben Hilfe zu leisten. Die Verwendung der Reichswehr
bedarf der Zustimmung der Reichsregierung. Die BefehlS-
oerhältniffe der Reichswehr bleiben dadurch unberührt.

Sämtliche übrigen Behörden des Reichs, der Länder unk
der öffentlich-rechtlichen Selbstverwaltungskörper mit Aus¬
nahme der Gerichte haben innerhalb ihrer Zuständigkeit den
Anordnungen des ReichskommissarS, welche sich auf die Erfas¬
sung von Militärwaffen beziehen, unbedingt Folge zu leisten.
Bon Anordnungen , die an Nachgeordnete Behörden der
Länder ergehen, ist den Vorgesetzten Dienststellen dieser Be¬
hörden Mitteilung zu machen.

Die Gerichte haben innerhalb ihrer Zuständigkeit dem
Reichskommissar Rechtshilfe zu leisten. Die Vorschriften des
13. Titels des G-richtsverfaffungSgesetzeS finden entsprechende
Anwendung.

8 ll.
Der Reichskommifsar ist ferner befugt, Bestimmungen

über Quartierleistungen und Naturalleistungen für die Sicher¬
heitspolizei und andere von ihm herangezogene Hilfskräfte
zu erlassen, sowie Belohnungen für Mitteilungen , welche der
Erfassung von Militärwaffen förderlich sind, und Entschädi¬
gungen für abgelieferte Waffen zu bewilligen.

8 12-
Der Reichskommifsarhat das Recht, innerhalb her im

8 ^ festgesetzten Frist die Abgabe eidesstattlicher Versicherun¬
gen"tüber Waffenverschiebungen oder über den Besitz und
Verbleib von Waffenlagern allgemein oder im Einzelfalle bei
den von ihm zu bezeichnenden Behörden zu verlangen.

8 13 .
Mit Gefängnis nicht unter drei Monaten und mit Geld¬

strafe bis zu dreihunderttausend Mark wird bestraft,
1. wer nach Ablauf der gemäß 8 1 dieses Gesetzes sestzu-

setzenden Frist Militärwaffeu unbefugt in Gewahrsam
hat oder der ihm gemäß 8 l obliegenden Anmeldepflicht
nicht nachgekcmmen ist.

Als Inhaber des Gewahrsams gilt auch der. in dessen
Wohnung , Gebäude, auf dessen Grund und Boden oder
Schiff sich Milnärwaffen mit seinem Wissen befinden,

2. wer den vom RetchSkommistar oder den Landes- (Be¬
zirks ) Kommissaren auf Grund dieses Gesetzes erlas¬
senen Anordnungen zuwiderhandelt,

3. wer seiner gemäß 8 6 bestehenden Anzeigepflicht nicht
nachkommt,

4. wer noch Inkrafttreten dieses Gesetzes ohne Genehmi¬
gung des ReichskommissarS Militärwaffen herstellt, an¬
bietet, feilhält, veräußert , erwirbt oder ihre Veräußerung
und ihren Erwerb vermittelt,

5. wer öffentlich vor einer Menschenmenge, oder wer durch
Verbreitung oder öffentlichen Anschlag oder öffentliche
Schaustellung von Schriften oder anderen Darstellungen
zum Ungehorsam gegen dieses Gesetz oder die auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Anordnungen deS ReichSkom»
missars auffordert.
Sind mildernde Umstände vorhanden, so ist die Strafe

Gefängnis bis zu einem Jahre oder Geldstrafe bis z r zehn¬
tausend Mark.

In schweren Fällen ist statt Gefängnisstrafe auf Zucht¬
haus bis zu fünf Jahren zu erkennen.

Ist die Tat nachweislich begangen, damit die Waffen zu
Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen verwendet
werden, so tritt statt Gefängnisstrafe Zuchthausstrafe bis zu
zehn Jahren , bei mildernden Umständen Gefängnisstrafe
nicht unter drei Monaten ein.

8 14.
Mitttälwaffen , welche nicht innerhalb der festgesetzten

Fristen angemeldet oder abgeliefert werden, sind vom Reich- -
kommissar oder den von ihm bestimmten Stellen ohne Ent¬
schädigung als dem Reiche verfallen zu erklären.

8 IS-
Sämtliche Kosten des EniwaffnungsversahrenS sowie die

Aufwendungen für die auf Grund dieses Gesetzes zu zahlen¬
den Entschädigungen und Belohnungen trägt das Reich.

8 ' 6
Der Re'chsmintster der Finanzen wird ermächtigt, dem

ReichStommissareinen Kredit von vorläufig 200 Millionen
Mark zur Verfügung zu stellen.

8 l?
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung tn

Kraft und mit dem 1. März 1921 außer Kraft.
Berlin , den 7. August 1920.

Erste Ausführnngstestimmung zu dem Gesetz über die
Entwaffnung der Pevölkerung »am 7« August ISA)

(Reichs-Gesetzbl. S . 1553).
Dom 22. August 1920.

Auf Grund des Gesetzes über die Entwaffnung der Be¬
völkerung vom 7. August 1920 (Reichs Gesetzblatt S . IjfSH
wird mit Zustimmung deS vom Reichstag gewählten Bei¬
rats verordnet was folgt : i8 1- v>,':>

Als Militärwaffeu sind anzusehen:
s ) neuzeitliche Geschütze, sowie Minenwerfer und Vorrich¬

tungen , die zum Werfin von Sprengkörpern oder Gas¬
bomben bestimmt sind aller Art,

b) Grana werfer, Flammenwerfer , Gewehrgranatrnwurfi
bccher,

c) Maschinengewehre jeden Systems u. Maschinenpistolen,
ä) Militärgewehre , Karabiner , Tankgewehre, soweit für sie

als Munition ein Vollkern- oder Mantelgeschoß auS
Hartmetall oder ein Sprenggeschoß verwendet wird,

e) Armeerevoloer,
k) G-wehrgranaten , Wurf - und Handgranaten jeder Aus¬

führung.
8 2.

Als wesentliche Teile von Militärwaffen sind anzusehen:
L) bei Geschützen: Rohr . Verschluß und Richtoorrichtung,
d) bei Minenwcrfern : Rohr und Rücklaufbremse,
c) bei Flammenwerfern : Ringkessel und Garkugel,
ck) bei Maschinengewehren: Lauf, Schloß und Znführer,
e) bei Maschinenpistolen, Karabinern und Gewehren:

Schloß und Lauf.
i) bei Anneerevolvern : Trommel und Laus..

. 8 3. ^ ,
Als Munition für Milttärwaffen sind«m-usehen : Spreng-



körper, Zünder , Sprengkapseln jeder Ausführung , sowie jede
für die im tz l aufgejührten Waffen bestimmte Munitivn.

8 4.
Sämtliche Bereinigungen , die selbst oder deren Mitglie-

der in dieser Eigenschaft Militärwaffeu oder Munition im
Besitz oder Gewahrsam haben, müssen diese bis zum l . Okr.
>920 bei den zuständigen Landes- (Bezirks ) Kommissaren
unter Angabe des Ortes , wo sich die Waffen befinden, der
Art ihrer Aufbewahrung, sowie ihrer Zahl und Art anmel¬
den. Ort und Zeitpunkt der Ablieferung bestimmt der Reichs-
kommiffar.

Der gleichen Anmeldepflicht unterliegen die im Besitz
oder Gewahrsam von Privatpersonen oder Firmen befindli¬
chen Militärwaffen

a) im Falle des § l a bis c ohne Rücksicht auf die Zahl.
d) im Falle des 8 l ck bis k bei einer Anzahl von 10

Stück und darüber,
c) im Falle des 8 3, soweit eS sich bei Geschützen und

Minenwerfern um mindestens 20 Schuß und bei Hand¬
feuerwaffen um mindestens 500 Patronen handelt

Die Anmeldung im Falle des Abs. 1 har durch den Vor¬
stand oder durch lue Lei'.una , im Falle des Abs. 2 durch den
Besitzer oder Cewahisamsinhaber zu erfolgen.8 5.

Die Miliiärwaffen , wesentliche Teile von Militärwaffen
und die Munition für Militärwaffen sind vorbehältlich der
Bestimmung im 8 4 Abs. 1 in der Zeit vom 15. September
bis zum 1. November 1920 einschließlich an die im 8 6
bezeichnetrn Stellen abzuliefein.

Die Ablieferungspflicht erstreckt sich auch auf solche Per
sonen. die auf Grund ei.nes Waffenscheins Milstärwaffen, ad-
geänderte Miliiärwaffen oder wesentliche Teile von diesen im
Besitz oder Gewahrsam haben.

Für einzeln liegende Gehöfte und Gemeinden sind vor
ihrer Entwaffnung die zu ihrem Schutz erforderlichen Maß¬
nahmen zu treffen.

Bon der Ablieferung der Waffen ist nur die Reichswehr
und die zur Ausübung ihres Berufs mit Waffen versehene
Beamtenschaft befreit.

8 6.
Die Ablieferung kann bei jeder OrlSbehörde erfolgen,

soweit nicht der Reichskoinmiffar oder die Landes- (Bezirks-)
Kommissare anderweitige Anordnung treffen.

Di« abgelieferten Waffen sind unverzüglich zum Gebrauch
untauglich zu machen und an die vom Reichskommissarbe¬
stimmten Stellen abzuführen.

8 7.
Wer von Waffen- oder Munitionslager » im Sinne des

8 0 Abs. 2 des Gesetzes über die Entwaffnung der Bevölke¬
rung vom 7. Aug. 1920 Kenntnis Hot oder erhält, hm un¬
verzüglich dem zuständigen Landes- (Bezirks-) Kommissar
Anzeige zu erstatten. Die Anzeige hat Ort und ungefähre
Größe des Lagers sowie den Namen des Besitzers oder Ge¬
wahrsamsinhabers zu enthalten.

Diese Bestimmung findet keine Anwendung aui Mit¬
glieder derjenigen Bereinigungen , für welche die Waffenan-
mrldung durch 8 4 Abs. I schon oorgeschriebenist.8 ».

Diese Bestimmungen treten mit dem Tage ihrer Ver
kündigung in Kraft.

Berlin , den 22. August 1920.
837 Der Reichskommissarfür die Entwaffnung

der Zivilbevölkerung - Dr . PetcrS.

Oberamt Nagold. 844
Bekanntmachung, betr. die Ausführung einer Feldbereini¬

gung auf Markung Oberschwaudorf.
Der Gemeinderat Obecschwandorf hat den Antrag auf

AuSsührung einer Feldbereinignng in den Gewänden:
„Eichockr, am Totenweg, Waldäcker, Stephansäcker,

JvhrSberg , Pflngeisen, GaiSäcker. Ziegeläcker, Steigäcker,
Kirchenäcker. Weierwiesen, Neuwiesen, hinterm Berg, Ursel,
Fuchsloch, Märzenhalde . Hirtlensbronnen , Mark, Hanfacker,
Spitzäcker, Zankäcker, Hülle, Mäuerlensäcker, Kautsbühl , Hoch-
wsg und Nagoider Berg"
der Markung Oberschwandorf gestellt.

Nachdem die Unternehmen von der Zentralstelle für die
Landwirtschaft, Abteilung für Feldbeieinigung , auf Grund
einer vorläufigen Prüfung als sür die Landeskultur nützlich
und im gaozen zwcckmäßig für ausführbar erkannt und zur
Abstimmung dein gestellten Antrag gemäß zugelaffeii worden
ist. wird hiermit

Tagfahrt zur Abstimmung
über den vorliegenden Antrag und zur Mahl der Mitglieder
der V-üz»asküiumisftnn auf Donnerstag , den 21. Oktober
1920, »orinittags 9 Ahr, anberaumi.

Hiebei werden die beteiligten Grundeigentümer bezw.
deren Veitreler auf das Rathaus zu Oberschwandorf unter
Androhung des Rechtsnachteils eingeladen, daß diejenigen,
welche bei der Abstimmungstagfahrt weder in Person noch
durch einen seine Den »etnugsbesugnis rechtgültig nachweisen¬
den Vertreter erfcheinrn, als dem beantragten Umei nehmen
zustimmend angesehen und von der Teilnahme an der Wahl
der Mitglieder der Vollzngskommission ausgeschloffen werden
und daß ein Einspruch oder eine Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand gegen diese gesetzliche Folge des Ausbleibens
nicht stattfindet.'

Für den Fall , daß die nach der Abstimmung evtl, vorzuneh
mende Wahl der Landwirte und ihrer Ersatzmänner sür die
BollzugSkommissionaus irgend einem Grunde nicht zustande
käme, werden die Landwirte auf Antrag des Oberamts nach
vorgängiger Vernehmung deS Gemeinderats von der Zentral¬
stelle berufen.

Bon dem Plan , der Beschreibung der Feldbereinignng,
dem Verzeichnis der Grundeigentümer , dem allgemeinen
lleberschlag über die mutmaßlichen Kosten und dein Ergeb¬
nisse der vorläufigen Prüfung der Zentralstelle kann bis zum
Abstimmungstag jedermann auf dem Rathaus in Oberschwan¬
dorf Einsicht nehmen.

Zugleich ergeht die öffentlich« Aufforderung , etwaige
noch nicht bekannte Ansprüche auf Freilassung von dem
Unternehmen, oder auf Anteilnahme an demselben, innerhalb
der ÄuSschließungSfristvon zwei Wochen, von dem Tage deS
Erscheinens dieser Bekanntmachung an gerechnet, beim Schult¬
heißenamt oder beim Oberarm hier gellend zu mache».

Den 1. Sept . 1920. Münz.

Oberamt Rogold.
Ausbruch der Maul - und Klauenseuche!

Die Maul - und Klauenseuche ist ausgebrochen im Ge¬
höft« der

Katharine Grotzmann in Hallerbach.
Auf Gruud des Viehseuchengesetzes und der §§ 182 bis

192 der Min .Velfügung bi.zu vom II . Juli 1912 (R.Bl.
S . 317 ff.) ergeben folgende Anordnungen:

^ Sperrbezirk : Die Gemeinde Hailerbach mit Markung.
Im Hinblick aus den Stand der Feldgeschäfte wird jedoch

eftatlet, daß Klauenvieh der nichtverseuchten Gehöfte zur
rbeit verwendet werden darf, soweit nicht einzelne dieser

Gehöfte als besonders gefährüei bezeichnet sind.
8 . Beobachtuugsgebiet : AH-Nuifra , Beihingen, Bösin¬

gen, Ober- und Unterschwandvrf.
6 In den Amkreis vv« IS km um den Seuchenort

werden eindezogen: sämtliche Gemeinden deS Oberamtsbezirks
mü Ausnahme von Enztal , Fünfbronn und Gülilingen und
folgende Gemeinden der Nachbar Oberämter:

1. im Oberamt Ealw : Aichhalden . Altbulach , Hornberg,
Martinsmoos , Neubulach, Neuweiler, Oberhaugstett, Zweren¬
berg;

2. i« Oberamt Herrenberg : Bondors, Haslach, Notzin¬
gen, Nebringen. Obeijeltingen , Oeschelbronnu. Unteijettinaen:

' ' ^ Rottenburgl "" ' - ' » >

Veihingen-Sriudelhof, ». Sept isro

Eckenweiler, Ergenzingen,3. im Oberamt
Wolfenhausen;

4. im Oberamt Horb : sämtliche Gemeinden mit Aus¬
nahme von Vieri,iger,. Vierlingen, Sulzau und Wachendorf;

5. im Oberamt Haigerloch : Betra, Dettensee, Dettlin-
gen, Deitingen, Dießen, Empfingen, Fischingen, Glatt und
Neckarhaujen;

6 im Oderamt Freudenstadt : Aach, Böffingen, Cres-
bach, Dieiersweiler, Dornstetten. Durrweiler , Edelweiler, Erz¬
grube, Glmten, Göttelfingen, Grömbach, Grüntal , Hallwangen,
Herzogswetler, Hochdorf, Hörschweiler, Jgelsberg , Neuneck,
Oberiflingen, Overmusbach, Pfalzgrafenweiler , Schopfloch,
Tumltngen , Untermusbach und Wörnersberg.

Im übrigen gelten die gleichen Bestimmungen wie bei
dem Seuchenfall in Emmingen . 852

Nagold, den 2. Sept . 1920. Oberamt : Münz.

Die Maul - und Klauenseuche ist im Oberamtsbezirk
Freudenstadt ausgebrochen in den Gemeinden: Frendenstadt,
Baiersbronn mit Mittel - und Obertal , Klosterreichenbach, Röt,
Huzenbach, Schwarzenberg, Jgelsberg und Schönmünzach.

In den 15 Klm . Amkreis fallen vom Oberamisvezirk
Nagold die Gemeinden: Nagold, Haiterbach und Aitnuifra,
Bösingen, Beihingen, Spielberg , Egenhausen, Altensteig Stadt
und -Dorf. Berneck, Gacrweiler , Ueberberg mit Parz . Ettinanns-
weiler, Fünfbronn , Beuren , Simmersfeld und Enztal mit
Parzellen . 853

Nagold, den 2. Sept 1920. Oberamt : Münz.

W . Amtsgericht Nagold.

In das Genoffenschaftsregister

I

Todes-Anzeige.
Wir geben Verwandten, Freunden und Bekann¬

ten die schmerzliche Nachricht, daß unsere liebe
Mutter , Schwiegermutter

Elisabeths Sieber
im Alter von 85 Jahren sanft in dem Herrn ent¬
schlafen ist.

In tiefer Trauer
die Kinder:

Martin
Christian
Andreas
Pauline und
Frida.

Beerdigung:  Sonntag nachmittag ' /,3 Uhr.

Ebershardt, den 3. Sept. 1920.

Danksagung.
Für die wohltuenden Beweise herzlicher Teil¬

nahme, die wir während der langen Krankheit und
bei dem Hinscheiden unseres lieben, trenbesorgten
Gatten, Vaters , Bruders und Schwagers

Andreas Rau , 8
Baumwart ^

erfahren durften, für die trostreichen Worte des
Herrn Pfarrers , für den erhebenden Gesang, sowie
für die schönen Kranzspenden und die zahlreiche
Lerchenbegleitung sagen innigsten Dank.

Sie trauernden Hinterbliebenen.
Band IV Bl. 54 bei der MolkereigenoffenschaftSulz OA.
Nagold ist heule eingetragen worden:

in der Generalversammlung vom 17. März 1920 wurde
an Stelle des durch Tod ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds

Johannes Rühm,  Gemeindepfleger
als solcher neu gewählt:

Karl Weippert, Bauer in Sulz.
Den 1. Sept . >920.

854 Landgerichtsrat (gez.) Ulshöfer.

M -NN  Heute ab. r/«74?» -A» Uhr Probe des

klW ÜSII ksllil
perospr.

8r. 8 kaniliäteiislie» psrospr.
Nr. 8

Habe wieder ständig großes Lager in:
Falzziegel,Biberschwänze.Dachplatten. Mer-
u.Kamiusteive.Schwemmsteine aller Größen,
Honrdis, Hohlriegelsteine, DraiaagerShren,
Porllavd-Eemeat. Schwarzkalb. Bangips,

Rlchnnattea.SteinzengrShren aller gangbaren
Lichtweiten und Längen, EeweArihren,
Eementbavdel. Terrazzo-Waffersteinen. ganze
SpAgaraiMen. Schiefer- v. Terrazzo-Ablans-
u.Osensteine, severseste Steine aller Stärken,
Herdplatten.Stein-eng-«.Speicherbodenplatten.
glas.Wandplatten,Trolkevelosets. Closetdewel.

Kasmos-Fchbautafeln.
Äon den bewirtschaftetenBaustoffen dürfen an

eine Baustelle pro Monat ohne Freigabeschein ver¬
abfolgt werden:

89 Sack Kalk. SO Sack Portland-Eement,
2099 Stück Meter» «. Kaminsteine, 899 Stück
Falzziegel. 1999 Stück Biberschwänze und
Dachplatten. AM Drainageröhre«. 759

Kurse am 2. Sept . 1S2V
Mitgeteiltd»rch die

Samstag nachmittag 1 Ahr

Kartchlabgabe
per Pfund 28 Pfg.

Nagold , 2. 9 . 20 851
Städt . Nahrungsmtttelamt.

SWiteii
eine guterhalteue, .wasserdichte

Pferdedecke
zwischen Gündringen Bahn¬
hof und Hochdorf.

Zu ei fragen bei der Red.
dieses Blalies . 862

Nagold.
Gut erhabenes 860

Mist-
Satz

(300 Liter, hallend)
hat zu »erkaufen
Karl Bertsch, Flaschnermstr.

Verkaufe
einen schönen, 6 Monate

alten, hornlosen

Ziegen-
B- ck

zur Zucht geeignet.
Ernst HSutzler, Fasier,

Auterschwandorf.

gem. Chors . ss»

Lack Deinacst.
Samstag , 4. Septemdsr

adencks8 Ostr
Xonxert

^uskükrencke:
Xäolk Aorlkmx, (Violine),

gtattKsrt, 848
fViÛ LeLver, (Llsrier ), ksszolä.
OOOoOOOOooooOOOOKKO

u . 8 .I - .
Nagold.

Samstag abend 8 Ahr im
Lokal Monatsversammlung

Zahlreiches Erscheinen er¬
wünscht dringend. 86l

Der Borstand.

krSMlM llssr
errsiiKt Dr. Lnkled 's Lirllen-
vaeser . 2a bsdsu bei : 814

Sehr. Lear,  Dvven -vrox.
Ein sehr gutes 846

Oval-
Fatz

625 Lt. haltend und ein we¬
nig gebrauchtes

(Halbrenner) hat zu verkaufen
Rudolf Echnaufer,

Anterj«Hingen.

5°/, Deutsch« Reich«anl.
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1S21U.19SS . . . SS.—
N/,°/o dergl. v. 1878 . —
SV,°/. . ». 1879/80

1888/98 .
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